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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1991/92 von der Juristi-
schen Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität zu Freiburg als Dissertation 
angenommen. Für die Drucklegung konnten die bis zum März 1992 veröf-
fentlichte Literatur und Rechtsprechung Berücksichtigung finden. 

Das Thema geht auf eine Anregung von Herrn Professor Dr. Dr. h. c. 
Peter Arens zurück, mit dem ich oft Gelegenheit hatte, über den behandel-
ten Problembereich zu diskutieren. Diese Gespräche waren eine entschei~ 
dende Hilfe für mich. Nach dem unerwarteten Tod von Herrn Professor 
Peter Arens wurde die Arbeit von Herrn Professor Dr. Dieter Leipold wei-
terbetreut, dem ich hierfür sowie für zahlreiche wertvolle Hinweise beson-
ders danke. Mein Dank gilt auch Herrn Prof. Dr. Elmar Bund für die Er-
stellung des Zweitgutachtens. 

Dieses Buch widme ich meinen Eltern. 

Freiburg, im April 1992 

Chrislian BeTtel 
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Einleitung 

Der Urkundenprozeß gehört heute in der Wissenschaft eher zu den weni-
ger beachteten Rechtsgebieten des Zivilprozeßrechts. Dies mag unter an-
derem daran liegen, daß die Praxis von ihm in seiner Grundform kaum Ge-
brauch macht. Unter Einbeziehung des Scheck- und Wechselprozesses ent-
fielen auf den Urkundenprozeß im Jahre 1981 0,5 % aller bei den Amtsge-
richten und 2,6 % aller bei den Landgerichten erledigten Verfahren!. 

Im Zusammenspiel mit dem Zwangsvollstreckungsrecht kann er aber zu 
einem für den Beklagten unkalkulierbaren Risiko werden. Jene Gefahren 
aufzuzeigen und entsprechende Lösungsvorschläge herauszuarbeiten, ist 
Ziel der vorliegenden Arbeit. Dies mögen zwei Fallbeispiele illustrieren: 

Die Gläubigerin, eine konkursgefährdete GmbH, verlangt im Urkunden-
prozeß die Zahlung des Kaufpreises für eine bereits gelieferte Wart? Als 
Beweis hierfür legt sie den schriftlich fIXierten Kaufvertrag sowie eine vom 
Schuldner bestätigte Empfangsquittung vor. Der Beklagte erhebt auf grund 
eines Mangels die Einrede der Wandelung, welche er jedoch nicht mit den 
in §§ 598, 595 Abs. 2 u. 3 ZPO erforderlichen Beweismitteln belegen kann. 

Daraufhin ergeht ein dem Antrag der Klägerin entsprechendes Vorbe-
haltsurteil, das gem. §§ 599 Abs. 3, 704 Abs. 1, 708 Nr. 4 ZPO ohne Leistung 
einer Sicherheit vollstreckt wird. Zuvor hatte der Beklagte vergeblich ver-
sucht, durch einen Antrag nach § 707 Abs. 1 S. 2 ZPO eine Einstellung der 
Zwangsvollstreckung zu erreichen. Kurz darauf geht die GmbH in Konkurs. 

Im Nachverfahren wird das Vorbehaltsurteil gem. §§ 600 Abs. 2, 302 Abs. 
4 s. 2 ZPO aufgehoben und die Klage abgewiesen, nachdem der Schuldner 
den Mangel durch einen Zeugen beweisen konnte. Aus §§ 600 Abs. 2, 302 
Abs. 4 S. 3, 4 und § 717 Abs. 2 ZPO verlangt er nun seinen Kaufpreis zu-
rück. Da der Beklagte weder aus- bzw. absonderungsberechtigt ist noch die 
Stellung eines Massegläubigers innehat, muß er sich mit der Konkursquote 
zufrieden geben. 

1 Statistisches Bundesamt S. 26, 39. 
2 Dazu KG Berlin LM § 719 Abs. 2 ZPO Nr. 26. 

2 Hortel 
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Hätte der Schuldner den Zeugenbeweis gleich führen können oder wäre 
die Zwangsvollstreckung bis zum Abschluß des Nachverfahrens eingestellt 
worden, wäre ein solcher Nachteil für ihn nicht eingetreten. 

Im zweiten Fall macht der Gläubiger im Urkundenprozeß eine Forderung 
geltend; dazu legt er eine schriftliche Anerkenntniserklärung gem. § 781 
BGB vor. Der Schuldner, dem der Konkurs droht, bestreitet zwar nicht die 
abgegebene Erklärung, wendet aber ein, er sei gem. § 123 Abs. 1 BGB an-
fechtungsberechtigt, weil er zur Abgabe einer Willenserklärung durch wi-
derrechtliche Drohung bestimmt worden sei. Da er dies nicht mit einer Ur-
kunde zu beweisen vermag, ergeht auch hier ein Vorbehaltsurteil, welches 
sofort vollstreckt wird. 

Zumindest auch auf grund der Vollstreckung muß der Beklagte Konkurs 
anmelden, was bei ihrem Unterbleiben eventuell hätte vermieden werden 
können. 

Im Nachverfahren kann der Schuldner die widerrechtliche Drohung be-
weisen. Der Konkursverwalter macht Schadensersatzansprüche aus §§ 6 
Abs. 2 KO, 600 Abs. 2 i.V.m. § 302 Abs. 4 S. 3,4 ZPO; § 717 Abs. 2 ZPO; 
§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 263 Abs. 1 StGB; § 826 BGB geltend. Zwar mag 
es denkbar sein, daß der Schadensersatzanspruch finanziell vollen Ausgleich 
gewährt. In der Regel wird es aber unmöglich sein, die genaue Höhe des 
Schadens zu berechnen. Zudem ist der Betrieb des Schuldners durch den 
Konkurs ruiniert, der von Amts wegen auch dann fortzuführen ist, wenn z.B. 
die Forderung des den Konkurs betreibenden Gläubigers wegfällt3. 

Der Urkundenprozeß soll als summarische, schleunige Prozeßart dem 
Kläger durch beschränkte Beweismittel vorläufigen Rechtsschutz gewäh-
ren4. Die genannten Fälle zeigen aber, daß das vorläufige Vorbehaltsurteil 
zu einem für den Beklagten nicht mehr zu beseitigenden Schaden, rechtliche 
Vorläufigkeit zu einer tatsächlichen Endgültigkeit führen kann. Nicht nur, 
daß insofern der provisorische Charakter des Urkundenprozesses verloren 
geht, es fragt sich außerdem, welches durch die Verfassung geschützte 
Recht dem Gläubiger die Befugnis einräumt, mit dem Risiko der Unver-
rückbarkeit in das Vermögen des Schuldners vollstrecken zu können und so 
in sein Recht auf Beweis einzugreifen. 

3 Zum umgekehrten Fall, daß der einen kleinen Handwerksbetrieb leitende Gläubiger Kon-
kurs anmelden muß, nachdem die Zwangsvollstreckung aus einem Titel über eine fünfstellige 
Summe (leichtfertig) vorläufig eingestellt worden ist, Teplit7ky Kap. 57 Rdnr. 38 Fn. 80. 

4 Habscheid ZZP 96,306 (313); LükeIPrüuing S. 321. 
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Diese Frage ist um so dringlicher geworden, nachdem das BVerfG damit 
begonnen hat, verfassungsrechtliche Grundsätze, insbesondere auf dem Ge-
biet des vorläufigen Rechtsschutzes, in das Zivilprozeßrecht einfließen zu 
lassen. 

Zudem ist das einzige für den Schuldner in Betracht kommende Regula-
tiv, nämlich die Einstellung der Zwangsvollstreckung bis zum Abschluß des 
Nachverfahrens, seit 14 Jahren nur noch eine stumpfe Waffe. Während der 
Gesetzgeber von 1877 beim Erlaß der CPO noch davon ausging, daß bei ei-
nem Interessenkonflikt zwischen Gläubiger und Schuldner letzterer die 
Oberhand behalten sollte5, hat er 100 Jahre später in der Vereinfachungs-
novelle von 1977 den Gläubiger bevorzugt. Danach geht bei einer Kollision 
seiner Belange mit denen des Schuldners, weil beiden ein nicht zu ersetzen-
der Nachteil droht, gern. §§ 712 Abs. 2 S. 1, 719 Abs. 2 S. 1 ZPO ein 
überwiegendes Interesse des Gläubigers vor>. 

Es gilt deshalb, drei· divergierende Entwicklungen auf jeweils verschie-
denen Rechtsgebieten aufzuzeigen und miteinander in Einklang zu bringen. 
Gemeint ist das Verhältnis von ZPO und Grundgesetz, die historische Ent-
wicklung des Urkundenprozesses zu einem summarischen Verfahren sowie 
die einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung7• 

In einem ersten Abschnitt befasst sich die Abhandlung zunächst mit dem 
veränderten Verständnis vom Verhältnis des Verfassungsrechts zum Zivil-
prozeßrecht, geprägt durch die ständige Rechtsprechung des BVerfG. 
Längst sind Grundrechte nicht mehr nur Abwehrrechte einzelner. Sie 
durchdringen heute jedes Rechtsgebiet in Form von Auslegungskriterien als 
Ausfluß einer objektiven Wertordnung. 

In einem nächsten Kapitel ist der Einfluß des Verfassungsrechts auf aus-
gewählte abgekürzte Verfahrensarten in der ZPO zu prüfen. Untersucht 
werden dabei neben dem Urkunden-, Scheck- und Wechselprozeß der vor-
läufige Rechtsschutz, die vollstreckbare Urkunde und das Mahnverfahren. 

5 Vgl. §§ 647, 651 CPO von 1877; Mol. I S. 426, 429 f.; Mot. 11 S. 515 f. ; Mot. III S. 429. 
6 BT-Drucks. 7/2729 S. 45,109. 
7 Auch in anderem Zusammenhang wird das Verhältnis von rechtlichem Gehör, Nach-

verfahren und vorläufiger Einstellung der Zwangsvollstreckung untersucht. So gelangt Hoeren 
NJW 1991, 410 (411) zu dem Ergebnis, die rein auf Praktikabilitätserwägungen beruhende 
Verbindung von Pfandungs- und ÜbeIWeisungsbeschluß sei wegen Verstoßes gegen Art. 103 
Abs. 1 GG i.V.m. § 834 ZPO verfassungswidrig. 
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